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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Althammer, Dr. Schneider, Dr. Waigel, Dr. Zimmermann, Böhm 
(Melsungen), Picard, Dr. Waffenschmidt, Milz, Dr. Häfele, Dr. Hornhues, Pieroth, 
Gerster (Mainz), Bremm und Genossen 


betr. Gewährung von Leistungen für Grundsteuerausfälle gemäß Artikel 106 
Abs. 8 GG 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie hoch beziffert die Bundesregierung die jährlichen 
Steuerausfälle, die den betroffenen Gemeinden nach Weg- 
fall des § 26 des Grundsteuergesetzes alter Fassung ent- 
stehen? 

2. Ist die Bundesregierung sich bewußt, daß einzelne Gemein- 
den sich nach Wegfall der Ausgleichsleistungen in kaum 
überwindbaren Finanzierungssschwierigkeiten befinden? 

3. Ist eine Verzinsung der inzwischen eingesetzten Eigenmittel 
bzw. ein Ersatz der Zinskosten für notwendige Zwischen- 
finanzierungen aus Fremdmitteln vorgesehen? 

4. Ist beabsichtigt, allen Antragstellern für die zurückliegende 
Zeit ihre Steuerausfälle zu ersetzen? 

5. Bis zu welchem festen Termin wird die Bundesregierung die 
vorgesehene Ersatzlösung nach Artikel 106 GG vorlegen? 

6. Ist die Bundesregierung in der Lage, unabhängig von der 
Ausgestaltung der allgemeinen Richtlinien zu Artikel 106, 
die Frage der Zumutbarkeit des Absatzes 8 schon vorab so 
weit zu klären, daß Anträge in einer bestimmten Größen- 
ordnung (z. B. DM in Prozent des Verwaltungshaushalts) be- 
reits jetzt bearbeitet werden bzw. den Antragstellern hin- 
reichend feste Zusagen gegeben werden können? 

7. Ist die Bundesregierung bereit, auch für den Abschluß des 
Bearbeitungszeitraumes der Anträge einen festen Termin zu 
benennen? 

8. a) Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Ge- 

meinden finanziell nicht in der Lage sind, zusätzliche 
Etateinbußen durch eine Aufsplittung der Gesamtforde- 
rung auf einzelne Ressorts zu tragen? 
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b) Sollten nicht vielmehr aus Gründen der Verwaltungsver- 
einfachung und Ersparnis von Verwaltungskosten die 
Anträge an zentraler Stelle erfaßt und bearbeitet werden? 
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